
Militarisierung von Bildung als Ausdruck der „inneren Zeitenwende“ (autoritären 
Formierung + Etablierung des Kriegsregimes)

Deutschland macht sich wieder kriegstüchtig und soll militärische Führungsmacht in Europa 
werden.

Dafür reicht es nicht aus, Kriegsmaterial für unzählige Milliarden zu beschaffen. Es braucht auch 
eine opferbereite Bevölkerung, die mitmacht – bestenfalls bedingungslos.

Um das zu erreichen, lassen sich die Herrschenden allerhand einfallen. Mit der ständigen 
Wiederholung des immer selben Narratives der Bedrohung durch fremde Mächte, der Etablierung 
von Feindbildern sowie der Erzählung von der eigenen moralischen Überlegenheit gelingt es 
schon jetzt einen großen Teil der Bürger*innen mit dem Staat und seinen Interessen in eins zu 
setzen und vom verschärften Klassenkampf von oben abzulenken. 

Zur weiteren Steigerung der Zustimmung zu Militarisierung und Kriegsvorbereitung muss laut 
Pistorius auch in Sachen geistiger Aufrüstung die lange gepflegte Zurückhaltung aufgegeben 
werden.1

Durch umfassende Kooperationspflichten werden insbesondere in Bayern Bildung und 
Forschung ungeschützt dem Zugriff des Militärs ausgeliefert. Schüler*innen werden in ihren 
Klassen auf die Notwendigkeit der Landesverteidigung und auf das „nationale Wir“ 
eingeschworen. 

Jugendoffiziere an Schulen, geplante Zivilschutzübungen und Hymnenpflicht, sowie der offensiv 
propagierte Verfassungspatriotismus dienen der Zurichtung der Jugend auf den Krieg.

Geht es nach dem Vorsitzenden des wissenschaftlichen Beirats der bpb sollen junge Menschen 
heute dazu erzogen werden, das eigene Leben nicht absolut zu setzen.2 Also bereit sein, für die 
zum Höchstwert erhobene Herrschaftsform der bürgerlichen Demokratie und die von ihr gewährten 
Freiheiten, zu sterben.

Widerspruch und Opposition – nicht geduldet

Abweichungen, Widerspruch oder gar offene Opposition zum um sich greifenden Militarismus sind 
nicht gern gesehen und werden von den Kriegstreibern und -profiteur*innen häufig noch als naiv 
und weltfremd abgetan, immer öfter aber kriminalisiert und unterdrückt.

Das zeigt sich u.a. am Vorgehen gegen Teilnehmer*innen der Schulstreiks gegen die Wehrpflicht. 
Die mit einer breiten Palette an Repressionen überzogen werden. 

Wie sehr die Repression eskalieren kann, wurde im letzten Jahr besonders deutlich bei der 
friedlichen Anti-Militär-Parade von RME und Kölner Friedensforum. Die Demo wurde unter 
fadenscheiniger Begründung unter Einsatz massivster Polizeigewalt aufgelöst.

Derlei Vorgehen muss als Einschüchterungsversuch gegenüber Antimilitarist*innen und als 
Versuch der gewaltsamen Durchsetzung von Kriegstüchtigkeit bewertet werden. Sie sind Ausdruck 
eines autoritären Maßnahmenstaates des aufkommenden Krisen- und Kriegsregimes. 

Wohin das noch führen kann, lässt sich gerade am deutschen „Wertepartner“ Ukraine beobachten. 
Dort werden wehrpflichtige Männer nicht nur gewaltsam eingezogen und an die Front verschleppt. 
Auch gegen Regierungskritiker und Kriegsgegner, wie Bogdan Syrotiuk wird massiv vorgegangen. 

1 https://www.rnd.de/politik/pistorius-in-den-usa-deutschland-ist-bereit-fuer-seine-aufgaben-
AVR4PVIU55O57JHPPSAR3UVK6A.html

2 Hermann Josef Abs, Erziehungswissenschaftler und Vorsitzender des wissenschaftlichen Beirats der BpB, zitiert 
nach Freerk Huisken im Vortrag „Geistige Aufrüstung im Klassenzimmer“



Er wurde im August wegen angeblicher Verbreitung russischer Propaganda und Hochverrats zu 15 
Jahren Gefängnis verurteilt.

Aber auch in Deutschland werden politische Schauprozesse geführt, um antimilitaristische 
Aktionen abzuschrecken.
Der bisherige Prozessverlauf gegen die Ulm 5 zeigt deutlich, dass die Angeklagten als 
Staatsfeind*innen und Schwerverbrecher betrachtet werden. Obwohl sie dafür Sorge getragen 
haben, niemanden zu verletzen und ihre Sabotageaktion bei Elbit Systems darauf ausgerichtet 
war, das Leid in Palästina zu verringern.
„Für den deutschen Staat gelten Sachbeschädigungen in einer Waffenfabrik plus die damit 
einhergehende Infragestellung der deutsch-israelischen Komplizenschaft als Angriffe auf den Kern 
des staatlichen Selbstverständnisses – die vordemokratische Staatsräson.“3

Vor über 80 Jahren riefen die bürgerlichen Widerstandskämpfer*innen der Weißen Rose in ihrem 
dritten Flugblatt wörtlich zur „Sabotage in rüstungs- und kriegswichtigen Betrieben“ auf, zur 
„Verhinderung des reibungslosen Ablaufs der Kriegsmaschine“.4

Damals wie heute legitimer Widerstand, wenn Krieg und Völkermord wieder von deutschem Boden 
aus ermöglicht werden.

Autoritäre Formierung im Bildungsbereich

Von staatlicher Repression sind in besonderem Maße auch kritische Beschäftigte im öffentlichen 
Dienst und Bildungswesen betroffen.

Julian Hundt, Lehrer an einem hessischen Gymnasium, der sich – wohlgemerkt auf seinem 
privaten Instagram-Account – kritisch zum völkermörderischen Handeln der Regierung Israels und 
der deutschen Komplizenschaft geäußert hat, ist dafür seit Oktober letzten Jahres freigestellt und 
faktisch mit einem Berufsverbot belegt.

In Bayern ist unsere GEW-Kollegin Lisa Poettinger gar von einem Ausbildungsverbot betroffen. Sie 
darf ihr Referendariat nicht antreten, weil das Kultusministerium, wegen ihres Engagements in der 
Klimabewegung und der Verwendung eines „kapitalismuskritischen Vokabulars“ „Zweifeln an ihrer 
charakterlichen Eignung“ sieht.

Die beiden Fälle stehen exemplarisch für die in Deutschland vorangetriebene autoritäre 
Formierung.

In immer mehr Bundesländern werden Regelanfragen und Gesinnungsprüfungen beim sog. 
Verfassungsschutz wieder eingeführt. „Die Neuauflage der Berufsverbotspolitik hat längst 
begonnen.“5 Staatliches Misstrauen bedroht gesellschaftliche Diskursräume und beeinträchtigt die 
freie Meinungsäußerung sowie die Bereitschaft zu politischem Engagement. Mit der Ausweitung 
von Massenüberwachung und dem Umbau der Geheimdienste zu einer Neuauflage der Gestapo 
wird der Druck zu Konformität und Uniformismus weiter zunehmen.

Dass mit dem Auf-Linie-bringen und Aussortieren missliebiger Meinungen, lieber früher als später 
begonnen wird, beweist die Bayerische Staatsregierung mit einer von ihr auf den Weg gebrachten 
Novelle des Bayerischen Hochschul-Innovationsgesetzes.

Neben weiteren Maßnahmen zum autoritären Umbau der Hochschullandschaft, stechen zwei 
besonders hervor:
1. Die Einführung eines Ordnungsrechts – das bewusst schwammig formuliert – politisch motivierte 
Exmatrikulationen durch die Hochschulleitungen ermöglichen soll. 

3 Michèle Winkler: Staatsfeinde Nummer 1 bis 5, in: AK 728, S.17
4 https://www.weisse-rose-stiftung.de/widerstandsgruppe-weisse-rose/flugblaetter/iii-flugblatt-der-weissen-rose/
5 Rolf Gössner: Berufsverbote 2.0. Neuauflage eines dunklen Kapitels bundesdeutscher Geschichte, in: vorgänge. 
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2. Die Ergänzung von Immatrikulationshindernissen, die im Verhalten einer Person begründet 
liegen. Damit kann Menschen in Zukunft, wegen geringfügiger Geldstrafen oder des Verstoßes 
gegen Ordnungsmaßnahmen, die Aufnahme eines Studiums verweigert werden.6

Wir erleben, wie unter dem schönfärberischen Begriff wehrhafte Demokratie die innere 
Zeitenwende vorangetrieben wird. Mit der Herstellung der kriegstüchtigen Gesellschaft durch 
Disziplinierung und Gleichschaltung wird aber genau das unterminiert, was sie zu verteidigen 
vorgibt.

Oder um es mit den Worten Katja Maurers zu sagen: Das höchst erfolgreiche russische 
Kriegsregime, das die Opposition brutal zum Schweigen gebracht hat und die Gesellschaft und 
Ökonomie entlang der Notwendigkeiten des Krieges zu formieren versteht, stößt auf empörte 
Ablehnung des Westens, um dort unmerklich reproduziert zu werden.7

6 Eduard Meusel: BayHIG-Novelle: Autoritäre Wende – ja, „des samma mia“!, in: DDS 9/2026 (S.3ff)
7 Katja Maurer: Gekommen, um zu bleiben, in: AK 717, S.13


